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Stellungnahme zum Referentenentwurf zur Änderung der eKFV 
 

Fünf Jahre eKFV, das sind viele positive und sehr viele negative Erfahrungen und leider immer mehr Verletzte 

und Tote. Bisherige Erkenntnisse zeigen, dass die Unfallzahlen mit E-Scootern in städtischen Gebieten signifi-

kant gestiegen sind und dies oft mit schweren Folgen. Insoweit begrüßt die Landesverkehrswacht NRW prinzi-

piell den Ansatz des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr mit einer Änderung der eKFV für mehr Si-

cherheit und Klarheit im Straßenverkehr zu sorgen.  

Neben den bestimmt schon jetzt umsetzbaren technischen Anforderungen geben wir aber zu bedenken, dass 

vor spezifischen Regelungen zwischen Elektrokleinstfahrzeugen (im Folgenden E-Scooter), Radverkehr und 

Fußgängern zur Vermeidung von Konflikten, die in Arbeit befindliche Fußverkehrsstrategie der Bundesregie-

rung abzuwarten ist. In keinem Fall darf eine dort beabsichtigte Verbesserung der Situation von Fußgängern 

durch Maßnahmen zugunsten von E-Scootern konterkariert werden.  

 
Im Bereich der technischen Vorschriften begrüßen wir insbesondere die Vorschrift zu den Fahrtrichtungsanzei-

gern, die vom Nutzer auch nicht verdeckt werden können. Hier besteht die berechtigte Hoffnung, dass das 

Verhalten der E-Scooter-Nutzer für die anderen Verkehrsteilnehmer in Zukunft besser einzuschätzen ist.  

Zur Diskussion stellen wollen wir allerdings, ob die Helligkeit der Blinker auch im Tageslicht ausreicht. Bisherige 

Blinker bei E-Scootern erscheinen uns als zu wenig leuchtend. Dabei ist aber offen, ob die bisherigen Blinker 

der neuen Norm entsprechen. Auf jeden Fall sollten die neu vorgesehenen Blinker eingeschaltet im Straßen-

verkehr auch im Tageslicht gut wahrgenommen werden können. 

Neben der besseren Sichtbarkeit beim Abbiegen ist unserer Meinung nach auch eine deutlich bessere Sicht-

barkeit im Dunkeln von der Seite her notwendig. Während Katzenaugen, Speichenreflektoren oder Reflexions-

streifen auf dem Fahrradmantel sehr gut sichtbar sind, bewirkt die bisherige Form der Reflexionstreifen oder 

Lichter an der Trittfläche oder den kleinen Rädern der E-Scooter recht wenig.  

In der Praxis sind E-Scooter im Dunkeln von der Seite 

kaum und auf jeden Fall deutlich schlechter als Fahrrä-

der zu erkennen; besonders dann, wenn auch die Fah-

rer sich nicht sichtbar, sondern dunkel kleiden. Die un-

ten angebrachten Reflektionsflächen liegen faktisch 

nicht in der üblichen Sichtachse der Autofahrer, ver-

schmutzen schneller und werden schlimmstenfalls bei 

Regen schlecht von Reflexionen auf der nasse Straße zu 

unterscheiden sein.  

Hier wäre mit einer ergänzenden Regelung in § 5 (3) 

eKFV Abhilfe zu schaffen, ggfs. mit höher liegenden Re-

flexionsstreifen an der Lenkerstange. Eine solche An-

bringung von Reflexionsfolie im oberen Bereich ist mit 

Kosten eines kleinen einstelligen Eurobetrags auch 

keine unzumutbare Belastung der Anbieter und Besitzer  

der E-Scooter.  

Beispiel: Reflektionsstreifen an der Lenkerstange 



 

 

 

Eine „Gleichstellung“ mit dem Fahrrad bei der Nutzung von Straßen ist problematisch:  

• Eine Fahrradnutzung erfolgt in der Regel als geübter Nutzer mit dem eigenen Fahrrad. Dagegen erfolgt ein 

wesentlicher Anteil aller E-Scooterfahrten auf Mietgeräten von Personen, die oft wenig Übung mit den 

Fahrzeugen haben und dessen Reaktionsweisen an Bordsteinen, bei Lenkungen etc. nur schwer abschät-

zen können. Letztendlich sind weder die Fahreigenschaften noch die speziellen Gefährdungen gleichzuset-

zen. Im Vergleich zu Fahrrädern und Fußgängern haben E-Scooter-Fahrer ein höheres Risiko, in Unfälle ver-

wickelt zu werden. E-Scooter-Unfälle führen oft zu Verletzungen im Kopf- und Halsbereich, die Einlieferun-

gen in Notaufnahmen erfordern. Die im Vergleich zu Pedelec und Fahrrad deutlich niedrigere Helmtrage-

quote bei Fahrten mit dem E-Scooter verschärft das Problem. 

• Eine der wesentlichen Unfallursachen bei E-Scooterunfällen ist – neben mangelnder Fahrpraxis und zu ho-

hen Geschwindigkeiten – der Alkoholkonsum. Insoweit begrüßen wir ausdrücklich, dass die Grenzen des 

erlaubten Konsums der Fahrer nicht verändert werden. Mit der „propagierten Gleichstellung zwischen Rad 

und E-Scooter wird beim Bürger aber die Vermutung gestärkt, dass man als Nutzer eines E-Scooters ge-

nauso viel trinken darf wie als Radfahrer. Die Bemühungen der Polizei, Verkehrswachten und vieler Ver-

kehrssicherheitsexperten würden so konterkariert. Insoweit können wir nur um vorsichtige angepasste 

Kommunikation bitten. 

 
Wir stimmen dem Referentenentwurf zu, dass die Kommunen entscheiden sollen, welche Gehwege und Fuß-

gängerzonen für Radfahrer und/oder E-Scooter freigegeben werden. Dem sollte nicht durch generelle Ände-

rungen zugunsten von E-Scootern seitens der Bundesregierung vorgegriffen werden. Die angedachte Vereinfa-

chung, unter dem Schild Radfahrer (§ 39 StVO Abs 7a), nun automatisch auch die E-Scooter zu subsumieren, ist 

der falsche Weg. Neben den dann i.d.R. zu überfahrenden, für E-Scooter gefährlichen, Bordsteinkanten sind 

die Konflikte zwischen den Verkehrsteilnehmern auf diesen Wegen umfangreich und es wird - anders als im 

Referentenentwurf vermutet - viele Bereiche geben, bei denen unterschiedliche Regelungen zwischen Radfah-

rern und E-Scooter gewünscht werden. Für mehr Verkehrssicherheit zu sorgen, wird damit für die Kommunen 

sehr aufwendig; die Behauptung „Für den Bund und die Länder (einschließlich Kommunen) fallen keine Haus-

haltsausgaben ohne Vollzugsaufwand an“, wird damit zunichte gemacht.  

Für diese vorgesehen Beschilderung müsste zudem auch ein Schild vorgesehen werden (negativ-Beschilde-

rung).  

 
Zudem empfehlen wir den notwendigen Seitenabstand bei Überholvorgängen (§ 4 Satz 2 StVO) bei 1,5 bzw. 2 

Metern beizubehalten. Dies wäre ein deutliches Signal, dass E-Scooter-Fahrer Rücksicht auf Fußgänger neh-

men müssen. 

 
Die Parksituation durch die vermieteten E-Scooter ist oft unerträglich und häufig auch nicht ungefährlich. Eine 

generelle Freigabe des Parkens wie bei Fahrrädern hat sich vielerorts zur Katastrophe entwickelt, die von den 

Kommunen nur mühsam wieder eingefangen werden kann. Für gewerblich vermietete E-Scooter bedarf es 

deshalb einer gesonderten Regelung, z.B. Ausnahme von dieser Parkerlaubnis oder Regelung des Parkens von 

Miet-E-Scootern als Straßenbenutzung (Anpassung der StVO).  

Zudem sollten E-Scooter auch im Dunklen in abgestelltem Zustand durch ein kleines Licht von allen Seiten 

sichtbarer gemacht werden (vgl. DVR Vorstandsbeschluss 27.4.23). 

 
  



 

 

 

Die bisherigen Radwege oder Fußwege, die auch von Radfahrern genutzt werden dürfen, sind schon heute oft 

nicht ausreichend dimensioniert. Die Anzahl der Konflikte ist hoch. Mit den geplanten weiteren Freigaben ist 

zudem mit wachsenden Unfallgeschehen zwischen Fußgängern und Radfahrern mit E-Scootern zu rechnen. Die 

Gefahren durch falsch abgestellte E-Scooter bestehen weiterhin. Daher halten wir es für unabdingbar, dass E-

Scooter auch der Gefährdungshaftung unterliegen. (Vgl. gleichlautende Forderung des Verkehrsgerichtstages 

2022 zur Überarbeitung des § 8 Nr. 1 StVG). Da die E-Scooter schon heute einen Versicherungsschutz benöti-

gen, würde eine solche Änderung einfach umzusetzen sein. 

 
Das Verhalten vieler E-Scooter-Fahrer lässt zu wünschen übrig. Dies führt zu den hohen Unfallzahlen und dem 

schlechten Image der Fahrzeuge in der Bevölkerung. Eines der Probleme ist das Fahren mit mehreren Perso-

nen, welches eine große Gefahr für den Verkehr darstellt, da die Fahrzeuge dafür völlig ungeeignet sind. Des-

halb begrüßen wir die Erhöhung des Bußgeldes für die Mitnahme von Personen (Artikel 2 Ziffer 8) ausdrück-

lich. Allerdings empfehlen wir einen deutlich höheren Betrag, wie z.B. von fuss e.V. vorgeschlagen, 55 € und 

dies mit der Perspektive diesen zukünftig sogar zu erhöhen, wenn auch das nicht ausreicht. 

Darüber hinaus ist für die effektive Verfolgung von Verkehrsverstößen auch zu gewährleisten, dass die Verleih-

firmen die dazu notwendigen Nutzerdaten erfassen und den Verfolgungsbehörden zur Verfügung stellen (vgl. 

Verkehrsgerichtstag 2020). Damit könnte auch die unverhältnismäßig hohe Anzahl von Unfallfluchten in die-

sem Bereich eingeschränkt werden. 

 
Der neue § 14a ermöglicht in Zukunft Tests von Innovationen. Dies ist zu begrüßen. Bei neu zugelassenen 

Fahrzeugtypen sollte auf eine Beteiligung des Bundesrates nicht verzichtet werden.  

Allerdings gehen wir davon aus, dass Geofencing zum Schutz von bestimmten Zonen bereits heute erlaubt 

werden sollte. Damit können neben Verbotszonen auch Geschwindigkeitsdrosselungen in bestimmten Berei-

chen umgesetzt werden. Es gibt in anderen Staaten genügend funktionierende Beispiele.  

Wir bedauern den bisherigen Verzicht auf solch anerkannte Methoden. Dadurch könnten viele Streitigkeiten 

zwischen den Nutzern von Mietfahrzeugen und anderen Verkehrsteilnehmern abgemildert werden und das 

Image der E-Scooter nachhaltig verbessert werden. 

 

Düsseldorf, 6.8.2024 
 


